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I 0054/2019 (BJD) 
Interpellation Stephanie Ritschard (SVP, Riedholz): Nein zu Täterschutz und Täter-

rechten - Ja zu mehr Opferschutz (27.03.2019)  

 
Wieder hat der Kinderschänder William W. zugeschlagen. Es ist unbegreiflich und unendlich 
traurig, wie das erneut passieren konnte. Die Bevölkerung hat kein Verständnis für dieses 
Staats- und Behördenversagen. Obwohl W. bereits vorbestraft war und rückfällig wurde, 
konnte er jetzt erneut zuschlagen und eine Kinderseele zerstören. Justizdirektor Roland Fürst 
sagt zu Recht, dass das Regelwerk zwischen Gerichten, Staatsanwaltschaft und Strafvollzugs-
behörden kritisch hinterfragt und allenfalls überarbeitet werden müsste. Nach diesem Fall 
stelle ich jedoch fest, dass dieses Regelwerk definitiv und offensichtlich überarbeitet werden 
muss. Der Täterschutz und die Täterrechte haben eindeutig zu hohes Gewicht. Die Juristerei 
und Bürokratie unterhöhlen offenbar die Gerechtigkeit. Im Gegensatz dazu müssen die As-
pekte der öffentlichen Sicherheit, der Opferschutz und das Verantwortungsbewusstsein im 
Justizsystem wieder mehr Gewicht bekommen. Natürlich braucht es Täterrechte. Aber da ha-
ben wir ganz offensichtlich ein Missverhältnis, wenn Fehler im Prozess und komplexe juristi-
sche Verfahren am Schluss schuld sind, dass erneut ein Kind missbraucht wurde. Da braucht es 
wieder mehr politische Führung und Verantwortung im Justizapparat. 
 
Der Regierungsrat wird in Zusammenhang mit der erneuten Tat des Kinderschänders William 
W. gebeten, folgende Fragen zu beantworten: 
1. Wie weit sind die Überprüfungen des Regelwerkes? Welche Massnahmen wurden bereits 

ergriffen? Welche Massnahmen sind bereits geplant? 
2. Wie gedenkt der Regierungsrat die von Volk und Ständen mehrfach geforderte Null-

Toleranz-Politik gegenüber gefährlichen Sexualstraftätern im Justizapparat durchzuset-
zen? 

3. Wie beurteilt der Regierungsrat die Antworten auf meine Interpellation 0231/2017 heute 
nach dieser Tat?  

4. Scheint es nicht angebracht zu sein, als Sofortmassnahme bei pädophilen Straftätern und 
Sexualstraftätern die Freilassung oder eben die «besondere Form des Vollzugs von (Ersatz-) 
Freiheitsstrafen» mit Fussfesseln sowie den Vollzug mit «ambulanten therapeutischen Mass-
nahmen» auszusetzen?  

5. Wie kann im Kanton eine Justizreform angestossen werden, die das Gewicht weg vom 
Täterschutz und den Täterrechten hin zu öffentlicher Sicherheit, Opferschutz und Pflichten 
legt? 

6. Welche Möglichkeiten sieht der Regierungsrat, auf Stufe Bund sich für eine Verschärfung 
der Praxis einzusetzen? 

 
Begründung 27.03.2019: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. Stephanie Ritschard, 2. Rémy Wyssmann, 3. Kevin Kunz, Peter M. Linz (4) 


